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Bremen. Seit Anfang Januar sieht das Bre-
mer Gesundheitsressort keine Rechtsgrund-
lage mehr, um für vollständig geimpfte Kon-
taktpersonen von Corona-Infizierten eine
häusliche Quarantäne anzuordnen. Dabei
wäre die Isolation auch dieses Personenkrei-
ses angesichts der hochansteckenden und
inzwischen in Bremen vorherrschenden
Omikron-Variante des Coronavirus nach Ein-
schätzung des Ressorts sinnvoll.

Das Problem ist eine Ausnahmenverord-
nung des Bundes. Sie befreit vollständig Ge-
impfte seit Mai vorigen Jahres von der Qua-
rantänepflicht, so lange sie nur als Kontakt-

personen gelten und nicht selbst an Covid-19
erkrankt sind. Beschlossen wurde das seiner-
zeit aufgrund der Annahme, dass zweifach
Geimpfte bei der Übertragung des Corona-
virus keine entscheidende Rolle spielen.

Weil das angesichts der Omikron-Virusva-
riante so mutmaßlich nicht mehr zutrifft, hat
die jüngste Runde der Ministerpräsidenten

und der Bundesregierung die Regelung am
vorigen Freitag deutlich nachgeschärft. Kon-
taktpersonen sollen von der Quarantäne nur
noch ausgenommen sein, wenn sie eine Auf-
frischungsimpfung haben, frisch doppelt ge-
impft sind, geimpft und genesen sind oder
frisch genesen.

„Frisch“ ist dabei jeweils so zu verstehen,
dass der jeweilige Umstand nicht länger als
drei Monate zurückliegt. Rechtlich verbind-
lich ist das aber bislang nicht.

„Wir haben uns auf diese Eckpunkte ge-
einigt, die der Bund nun zeitnah umsetzen
wird“, sagte Bürgermeister Andreas Boven-
schulte (SPD). Als zeitnah wird die dritte Ja-
nuarwoche angesehen. „Der Bund wird die
entsprechende Verordnung anpassen“, er-
klärte er. Tatsächlich hat das Bundeskabinett
an diesem Mittwoch die Änderung auf den
Weg gebracht, am Freitag wird sich der Bun-
desrat damit befassen. Frühestens ab 14. Ja-
nuar könnten die neuen Regeln daher grei-
fen. „Bis dahin gehe ich davon aus, dass das
Gesundheitsamt mit dem richtigen Augen-
maß alle notwendigen Quarantänen ver-
fügt“, sagte Bovenschulte.

Doch auf Basis der noch geltenden Verord-
nung tut sich das Gesundheitsressort genau
damit schwer. Eine Quarantäne auch für voll-
ständig geimpfte Kontaktpersonen ist laut
aktueller Verordnung nur möglich, wenn es
um eine in Deutschland noch nicht verbrei-
tet auftretende, besorgniserregende Virus-
variante geht. „Omikron hat sich aber jetzt
dominierend ausgebreitet. Die Isolation

auch geimpfter Personen kann das nicht
mehr verhindern. Damit entfällt dieser vor-
gesehene Begründungszusammenhang“, er-
klärt Lukas Fuhrmann, Sprecher des Ge-
sundheitsressorts.

Da es sich um Bestimmungen des Bundes-
justizministeriums handelt, hätten die Län-
der auch keine Befugnis, sich einfach darü-
ber hinweg zu setzen. Bis zur verbindlichen
Neuordnung könne man nur an die Betrof-
fenen appellieren, sich vorsichtshalber frei-
willig zu isolieren, um nach frühestens sie-
ben Tagen mit einem negativen Test diese
selbstauferlegte Quarantäne zu beenden.

Das Problem dabei: Ohne amtliche Qua-
rantäneanordnung gibt es für Arbeitnehmer

in dieser Zeit keinen Verdienstausfall nach
dem Infektionsschutzgesetz. „Bis die Neu-
regelung da ist, sind wir in der misslichen
Lage, zahlreichen Bürgern und Arbeitgebern
immer wieder die Situation zu erklären und
um Verständnis dafür zu werben, dass uns
momentan die Hände gebunden sind“, kom-
mentiert Lukas Fuhrmann.

Lücken bei der Quarantäne
Ausnahmeregeln für vollständig Geimpfte müssen noch angepasst werden

Der Einkauf und die Zeitung liegen vor der Tür: Wer in Quarantäne ist, ist auf die Hilfe anderer angewiesen. FOTO: ARCHIV/BEUTLER/DPA
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Behörde prüft Rechtsgrundlagen

Bremen. Unerledigte Anzeigen, eine Drohne,
die nicht fliegen darf, 20 zu finanzierende
Vollzeitstellen und ein Platzverweis – mit
einer ganzen Reihe von Polizeithemen be-
schäftigte sich am Mittwochnachmittag die
Innendeputation:

Ein radikaler Schnitt
Wie berichtet, ist die Halde unerledigter
Fälle bei der Polizei Ende vergangenen Jah-
res auf 17.302 Vorgänge angestiegen. Versu-
che, diesen Berg abzubauen, habe es zwar
schon mehrfach gegeben, aber nie dauerhaft,
erklärte hierzu Innensenator Ulrich Mäurer
(SPD). Deshalb habe er jetzt einen radikalen
Schnitt vollzogen („bis hierhin und nicht wei-
ter“) und einen leitenden Beamten seiner Be-
hörde freigestellt. Er soll innerhalb eines hal-
ben Jahres mit zwei Kollegen der Polizei Lö-
sungen erarbeiten, um in Sachen Haldenab-
bau „zumindest Licht am Ende des Tunnels
erkennen zu können“.

Wo dürfen Drohen fliegen?
Seit 2019 besitzt die Bremer Polizei eine
Drohne. Zum Einsatz gekommen ist das
8000 Euro teure Fluggerät bislang noch
nicht. „Neben der Identifizierung möglicher
Einsatzbereiche und der Grundlagenarbeit
für die praktische Umsetzung gilt es jedoch
vor allem, eine umfangreiche Prüfung der
Rechtsgrundlagen durchzuführen“, heißt es
hierzu seitens der Innenbehörde. „Die not-
wendigen Prüfungen und das zugehörige
Datenschutzkonzept stellen sich sehr um-
fangreich dar.“ Außerdem hätten Corona und
die „Aufarbeitung der polizeiinternen Daten-
schutzproblematik“ das Projekt „Drohne“
verzögert.

Platzverweis war rechtens
Der Platzverweis der Polizei gegen den Bür-
gerschaftsabgeordneten Olaf Zimmer von
den Linken war laut Innenbehörde rechtens.
Zimmer hatte sich nach Auffassung der Ord-
nungshüter im vergangenen Sommer bei
einem Polizeieinsatz in einem Supermarkt
störend eingemischt und war daraufhin des
Platzes verwiesen worden. Dies habe weder
gegen das Immunitätsrecht der Landesver-
fassung noch gegen das Behinderungsverbot
des Bremischen Abgeordnetengesetz versto-
ßen, teilte das Innenressort nach rechtlicher
Prüfung des Vorgangs mit.

Straftäter finanzieren Polizisten
Schon seit geraumer Zeit werden bei der Poli-
zei Bremen 20 Vollzeitstellen über die Mehr-
einnahmen aus Unternehmensgeldbußen
und Gewinnabschöpfung finanziert. Eigens
für diesen Zweck wurde ein sogenanntes Fle-
xibilisierungskonto eingerichtet. Und dies
soll nach dem Willen der Innendeputation
auch in den kommenden beiden Jahren be-
stehen bleiben. Einer entsprechenden Sit-
zungsvorlage stimmte das Gremium am
Mittwoch zu. Dabei geht es um insgesamt
1,354 Millionen Euro jährlich an Personal-
kosten sowie weitere 194.000 Euro im Jahr
an Arbeitsplatzkosten. Sollten die erwarte-
ten Mehreinnahmen nicht zur Finanzierung
dieser benötigten Mittel ausreichen, müsste
das Finanzressort einen alternativen Finan-
zierungsvorschlag erarbeiten.

Drohne der Polizei
bleibt im Schrank

von Ralf michel

„Der Bund wird die
entsprechende Verordnung

anpassen.“
Andreas Bovenschulte (SPD), Bürgermeister

„Bis die Neuregelung da ist,
sind uns

die Hände gebunden.“
Lukas Fuhrmann, Gesundheitsressort

Skelettfund heizt Bau-Debatte an

Bremen. Nach dem Skelettfund auf dem frü-
heren Friedhof an der Reitbrake steht Bür-
germeister Andreas Bovenschulte (SPD) laut
Bürgerinitiative Oslebshausen und Bremer
Friedensforum „unter erheblichem Druck“.
Bovenschulte wie auch Staatsrätin Carmen
Emigholz hätten immer wieder betont, im
Falle eines vollständigen Skelettfunds von
einer Bebauung abzusehen, heißt es in einer
gemeinsamen Mitteilung. Nun sollte die
Bürgerschaft trotz schwerwiegender recht-
licher Bedenken „einer völkerrechtswidrigen
Bebauung“ zustimmen. „Das dürfen sich die
Abgeordneten nicht gefallen lassen“, sagt
Dieter Winge, Sprecher der Bürgerinitiative.

Friedensforum und Initiative fordern er-
neut, unverzüglich eine unabhängige Kom-
mission von Historikern, Völkerrechtlern
und Ethikern einzurichten. „Diese soll der
Bremischen Bürgerschaft eine verbindliche
Empfehlung zum Umgang mit der Kriegs-
gräberstätte in Bremen-Oslebshausen ge-
ben“, so Ekkehard Lentz vom Friedensforum.
Denn: „Der Bremer Senat ist offenbar befan-
gen.“ Wirtschaftliche Interesse seien dem Se-
nat wichtiger als ein angemessener und ge-
schichtsbewusster Umgang mit der Kriegs-
gräberstätte.

Rechtsgutachten von Studierenden
Bestärkt sehen sich die Senatskritiker durch
ein zweites Rechtsgutachten, diesmal von
neun Völkerrechts-Studierenden der Univer-
sität Gießen. Erarbeitet wurde das 26-seitige
„Working Paper“ am Institut von Professor
Thilo Marauhn. Danach bleibt ein dauerndes
Ruherecht nach abgeschlossener Verwesung
bestehen. Zudem behalte eine Kriegsgräber-
stätte ihren Status auch dann, wenn keine
sterblichen Überreste mehr aufzufinden
seien. Ähnlich lautete die Kernaussage eines
ersten Gutachtens der Universität Leiden im
vergangenen Jahr.

Wie berichtet, wurde bei den Grabungen
erstmals ein vollständiges Skelett gefunden.
Es soll – wie die schon geborgenen Knochen-
teile – auf den Ehrenfriedhof in Osterholz
umgebettet werden. „Entgegen der An-
nahme der Expertinnen und Experten wurde
nun doch ein einzelner vollständiger Leich-
nam gefunden“, sagt Bovenschulte. Das zeige
die große Akribie des Teams der Landes-
archäologin Uta Halle. Damit werde sicher-
gestellt, dass alles, was auf dem Gelände an
der Reitbrake gefunden werden könne, auch
gefunden werde.

Arbeiten laufen noch bis Ende März
Bürgerinitiative und Friedensforum wehren
sich gegen die Pläne des französischen Bahn-
konzerns Alstom, auf dem Gelände eine
Bahnwerkstatt zu errichten. Im Zweiten
Weltkrieg waren sowjetische Kriegsgefan-
gene und Zwangsarbeiter an der Reit-
brake beerdigt worden. 1948 wurden 446 Lei-
chen exhumiert und in Osterholz beigesetzt.
Bislang hatten sich bei den Grabungen aus-
schließlich Knochenfragmente und rund
60 Erkennungsmarken angefunden. Zwei
Drittel des ehemaligen Friedhofsgeländes
sind laut Behörde bis dato untersucht wor-
den, weniger als 1200 Quadratmeter stehen
noch aus. Voraussichtlich bis Ende März wer-
den die Nachforschungen andauern.

Initiativen sehen
Völkerrecht verletzt

von fRank heThey
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Der Mord in der Raths-Konditorei
Cafébesitzer wird mit 16 Messerstichen getötet – mutmaßlich aus Eifersucht

Von Lutz Wetzel

Mit Kreide markieren die Beamten die Blutspur,

die der Täter auf seiner Flucht von der Raths-
Konditorei bis zu seinem an der Stintbrücke ab-

gestellten Wagen hinterlassen hat.
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E in alter Aktenkoffer birgt eineGeschichte. Schon verschlissen.
In einer staubigen Regalecke ver-
gessen. Darin: vergilbte Papiere.

Die Unterlagen erzählen vomMord in
der Raths-Konditorei 1974. Die Rechts-
anwältin Christiane Reuter hat den
Aktenkoffer ihres 1990 verstorbenen Va-
ters Fritz Reuter beim Aufräumen ihres
Archivs im Keller der Kanzlei entdeckt.Fritz Reuter war Strafverteidiger und galt

seinerzeit als Spezialist für besonders
schwierige Fälle. Vor 1945 führte er eine
große Kanzlei am Berliner Kurfürsten-
damm. Im provinziellen Niedersachsen
war der zweifach promovierte Jurist nun
eine elegante Erscheinung. Sein letzter
großer Fall: „Die Sache MichaelK. – der
Mord im Bremer Rathscafé“ aus dem
Jahr 1974. Der Vater des Täters – ein
hoher Polizeibeamter aus Nordwest-
Niedersachsen – hatte damals den

weithin bekannten Staranwalt um die
Verteidigung seines Sohnes gebeten.In dem verschlissenen Lederkoffer hat

Christiane Reuter die vielen hundert Sei-
ten des gesamten Verfahrens der Mord-
sache gefunden. Sie stammen aus einer
Zeit, in der es noch keine Computer,
keine Scanner und keine Handys gab.
Dokumente wurdenmit dem geruchsin-
tensiven Spiritus-Verfahren oder auf den
ersten Thermokopierern vervielfältigt.
Statt in PC-Dateien finden sich Einzel-
heiten der Ermittlungen auf unzähligen
Blättern. Handschriftliche Notizen des
Verteidigers, die Anklage des Oberstaats-
anwalts Hans Janknecht, Obduktions-
fotos, zahllose Briefe, Dokumente der
Gerichtsverhandlung, das 73-seitige
Urteil. Und Akten der Kanzlei, die das
Revisionsverfahren der Mordsache beim
Bundesgerichtshof führte. In Karlsruhe
wurde das Urteil bestätigt: lebensläng-

lich. Wohl wenige Strafprozesse aus
dieser Zeit sind so bis ins kleinste Detail
dokumentiert und nachzuvollziehen.Michael K. war nach Ansicht des Gerichts

der Täter. Wenn er heute noch lebt, ist er
74 Jahre alt. Nur er allein weiß, was am
18. Dezember 1974 gegen 20 Uhr wirk-
lich in der Raths-Konditorei amMarkt
zwischen ihm und dem Besitzer Gerd
Stecker geschah. „Es war Notwehr, er hat
mich angegriffen“, behauptete MichaelK.
„Er hat ihm aufgelauert und ihnmit
16 Messerstichen getötet“, befand das
Bremer Schwurgericht. Tatsache ist: Es
war das blutige Ende einer komplizierten
Liebesaffäre. Das Drama um das promi-
nente Gastronomenehepaar Stecker war
wochenlang Stadtgespräch in Bremen.
Drei Menschen auf der Suche nach
Glück, Geborgenheit und Sex. Aber bei
diesem Stück gab es nur Verlierer.
Der Polizistensohn Michael K. hatte in
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Auch Verkehrssün
der werden heute

digital überführt. N
och bis vor zehn

Jahren kam das Lichtschranke
nmess-

gerät zum Einsatz. „Intern heißt das

Dreibein“, sagt Gö
tze und zeigt auf das

klobige Gerät mit Kamera.

Schwarzpulver un
d Folie sind weiterhin

wichtiges Werkzeug für die Be
amten.

Damit sichern sie Fingerabdrück
e.

Mittlerweile geht d
as zwar auch digit

al –

der Fingerabdruck
wird quasi gescannt.

Aber das ist nicht
überall möglich: Etwa

auf Kanten, in engen Zwischenräumen

ist die klassische M
ethode immer noch

das Mittel der Wahl. „Sie hat heute
noch

Bestand“, sagt Göt
ze. 1892 wird das

erste Mal ein Kriminalfall mithilfe eines

Fingerabdrucks ge
löst. In Argentinien

hatten Ermittler so eine Frau
überführt,

die ihre zwei Kind
er ermordet hatte.

Doch nicht nur die
Arbeitsmittel haben

sich geändert – au
ch das Selbstver-

ständnis der Poliz
ei hat sich in den

vergangenen Jahrzehnten gewandelt.

Den Spruch „Die Polize
i – dein Freund

und Helfer“ kennen wohl viele. Mittler
-

weile distanziert s
ich die Polizei abe

r

von diesemMotto, schließlich
haben

die Nationalsozial
isten es genutzt und

bekannt gemacht. 1933 begann
en die

Säuberungen in der Polizei, politis
ch

unliebsame Beamte und Judenmussten

den Dienst verlassen. I
m Februar 1933

wurden Angehörige von na
tionalsozia-

listischen Kampfverbänden wie der SS,

SA und dem Stahlhelm zu sogenannten

Hilfspolizisten ern
annt. Von diesen M

än-

nern ging ein enormes Gewaltpotenzia
l

aus. Bereits in der zweiten Jahreshälfte

1933 wurde die Hil
fspolizei zwar wied

er

aufgelöst– viele d
er Männer kamen

aber in den regulären Polizeidienst.

In der NS-Zeit war di
e Polizei Teil des

zentralistischen Apparats und stützte

diesen. „Alle Spart
en der deutschen

Polizei waren am Terror gegen die poli-

tischen und weltanschaulichen
Gegner

des NS-Staats bete
iligt. In Osteuropa

beging die deutsc
he Polizei massenhaft

Verbrechen gegen die Zivilbevölkeru
ng,

sie war maßgeblich amMord an den

europäischen Juden beteiligt, aber

auch an der Verfolgung vo
nWider-

standsgruppen gegen das national-

sozialistische Besa
tzungsregime und

der Verschleppung
von Zivilsten zur

Zwangsarbeit für d
ie deutsche Kriegs

-

wirtschaft“, heißt
es in einer Publikation

der Bundeszentra
le für Politische Bi

l-

dung. „Die Frage is
t, für wen Helfer u

nd

für wen Freund“, s
agt Götze, „deshal

b

benutze ich diesen
Ausspruch nicht. E

r

hat manipulativen Char
akter und eine

schlechte Geschic
hte.“ Stattdessen s

ieht

er seine Beamten als bürgernahe Po
li-

zei, die den Menschen auf Augenhöhe

begegnet: „Wir verstehen uns nicht als

Obrigkeit.“

In der Nachkriegszei
t war die Polizei

noch sehr vomMilitärischen geprägt–

sowohl der Umgang, als auch das

äußere Erscheinun
gsbild und die Art

der Ausbildung. „D
amals gab es noch

viele Polizisten, di
e vorher bei der

Wehrmacht waren“, sagt
Götze und sein

Kollege Teuring er
gänzt: „Man war wäh-

rend der Polizeiausbild
ung viel mehr im

Gelände.“ 1979 kam
Teuring zur Polize

i.

Einige Jahre zuvor
hatte es sogar noc

h

die Unterrichtsein
heit Geländekampf

gegeben. Die Beam
ten trainieren natür-

lich auch heute fü
r Einsätze, aber „d

as

Soldatische ist mit der Zeit weggeg
an-

gen“.

Die Ortspolizeibeh
örde Bremerhaven

wurde im Jahr 1945 gegründ
et und

unter Berücksicht
igung der Vorgabe

n

der amerikanischen Besatzungspolitik

aufgebaut. Im Jahr 1947 wurde d
as

Bundesland Bremen gegründet. Mit

der Verabschiedun
g der Landesverfa

s-

sung wurde die vo
n den Amerikanern

geförderte kommunale Verantwortu
ng

der Ortspolizeibeh
örde für die Stadt

Bremerhaven festgesch
rieben. Heute ist

die Ortspolizei Bre
merhaven die letzte

kommunale Polizei im Bundesgebiet.

Direkt nach Kriegs
ende trugen die

Ordnungshüter no
ch die alten grünen

NS-Polizeiuniform
en. Von diesen wur-

den lediglich alle NS-Z
eichen und auch

Ehrenabzeichen sowie Dienstgrade

entfernt. Um die Polizisten als solche zu

identifizieren, bek
amen sie eine Arm-

binde und bald darauf eine Dienst
mar-

Vorsicht, Blitzer: D
as

Gerät links diente
der

Verkehrsüberwach
ung.

Die Tafel rechts ist
ein

sogenannter Tarn
schie-

ber. Ein Zahlencod
e

steht für ein be-

stimmtes Vergehen.

Die Codes änderte
n

sich regelmäßig. So

konnte jemand,

der unerlaubt

Polizeifunk hörte,

nicht nachvoll-

ziehen, über was

die Beamten

sprachen.
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